
	Geringfügige Beschäftigung


I.
Minijobs
Die Einkommensgrenze bei den geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen (Minijobs) ist dynamisch und orientiert sich am Mindestlohn, so dass eine Wochenarbeitszeit von zehn Stunden zum jeweils aktuell geltenden Mindestlohn möglich ist.

Die Entgeltgrenze für Minijobs berechnet sich wie folgt: 
Mindestlohn x 130 : 3 (auf volle Euro aufgerundet)
Der Arbeitgeber entrichtet für geringfügig Beschäftigte Pauschalabgaben i.H.v. insgesamt 30 %. Davon entfallen 15 % auf die Rentenversicherung, 13 % auf die Krankenversicherung sowie eine Pauschalsteuer mit Abgeltungswirkung i.H.v. 2 % (einschl. Kirchensteuer und Solidaritätszuschlag) auf das Arbeitsentgelt.

Auch bei geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen in Privathaushalten ist die Verdienstgrenze an den Mindestlohn gebunden (§ 8a SGB IV). Der Arbeitgeber zahlt jedoch nur eine Pauschale von 12 % mit folgender Aufteilung: je 5 % für Renten- und Krankenversicherung und zusätzlich 2 % Steuern.

Geringfügige Beschäftigungen sind rentenversicherungspflichtig. Eine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht muss extra beantragt werden.

II.
Midijobs (bis 2.000 €)
Die vom Arbeitnehmer zu zahlenden Sozialbeiträge steigen bei Teil- oder Vollzeitbeschäftigten mit einem Einkommen oberhalb der Geringfügigkeitsgrenze (2024: ab 538,01 €) bis 2.000 € langsam linear bis zum vollen Arbeitnehmeranteil an (Gleitzone). Der Arbeitgeber muss in der Gleitzone den vollen Arbeitgeberanteil zur Sozialversicherung für das gesamte Arbeitsentgelt entrichten.

Oberhalb der Geringfügigkeitsgrenze besteht Versicherungspflicht in allen Zweigen der Sozialversicherung. Wird eine Nebenbeschäftigung mit einem Entgeltbetrag oberhalb der Geringfügigkeitsgrenze (2024: ab 538,01 €) bis 2.000 € neben einer versicherungspflichtigen Hauptbeschäftigung mit mehr als 2.000 € ausgeübt, so gelten die Regelungen für die Gleitzone für die Nebenbeschäftigung nicht. Insoweit werden Beiträge auf das zusammengerechnete Entgelt erhoben.

III.
Mehrere Beschäftigungsverhältnisse

Eine geringfügige Beschäftigung liegt vor, wenn das Arbeitsentgelt aus dieser Beschäftigung regelmäßig die Geringfügigkeitsgrenze im Monat nicht übersteigt. Mehrere geringfügige Beschäftigungen sind zusammenzurechnen. Allerdings ist es möglich, eine geringfügige Beschäftigung mit einem voll sozialversicherungspflichtigen Hauptjob zu verbinden. Eine geringfügige Beschäftigung wird nicht mit einem Hauptjob zusammengerechnet. Wird bei einer Zusammenrechnung festgestellt, dass die Voraussetzungen einer geringfügigen Beschäftigung nicht mehr vorliegen, tritt die Versicherungspflicht mit dem Tag der Bekanntgabe der Feststellung durch die Einzugsstelle oder einen Träger der Rentenversicherung ein (§ 8 Abs. 2 SGB IV).

IV.
Lohnsteuerpauschalierung

Die Verdienstgrenze für geringfügig Beschäftigte (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV) bzw. geringfügig Beschäftigte in Privathaushalten (§ 8a SGB IV) beträgt für 2024 einheitlich 538 € im Monat. Entrichtet der Arbeitgeber hierfür pauschale Sozialabgaben (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV: RV: 15 %; KV: 13 %; § 8a SGB IV: RV 5 %; KV 5 %), kann er für das Arbeitsentgelt unter Verzicht auf die Anwendung der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ehemals Lohnsteuerkarte) die Lohnsteuer einschließlich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer mit einem einheitlichen Pauschsteuersatz i.H.v. insgesamt 2 % erheben (§ 40a Abs. 2 EStG). Für die Erhebung dieser einheitlichen Pauschsteuer ist die Minijob-Zentrale, eine Abteilung der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See in 45115 Essen, zuständig (§ 40a Abs. 6 EStG). Diese hat die einheitliche Pauschsteuer auf die erhebungsberechtigten Körperschaften aufzuteilen. Dabei entfallen aus Vereinfachungsgründen 90 % der einheitlichen Pauschsteuer auf die Lohnsteuer, 5 % auf den Solidaritätszuschlag und 5 % auf die Kirchensteuer.

Der Arbeitgeber kann auch alternativ zur „2-%-Besteuerung“ eine individuelle Besteuerung über die Lohnsteuerkarte vornehmen.

Hat der Arbeitgeber z.B. aufgrund der Kumulation von mehreren Minijobs mit der Folge der Überschreitung der Geringfügigkeitsgrenze statt der pauschalen Sozialversicherungsbeiträge die „normalen“ Sozialversicherungsbeiträge zu entrichten, entsteht noch nicht unmittelbar eine individuelle Steuerpflicht beim Arbeitnehmer. Die Lohnsteuerpauschalierung mit 2 % scheidet zwar aus. Der einzelne Arbeitgeber kann aber je Arbeitsverhältnis bis zu einem Arbeitslohn von 538 € monatlich unter Verzicht auf die Anwendung der elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmale (ehemals Lohnsteuerkarte) die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz i.H.v. 20 % des Arbeitsentgelts erheben (§ 40a Abs. 2a EStG). Hinzu kommen dann Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer. Die Pauschalsteuer ist beim zuständigen Finanzamt anzumelden.

Die Lohnsteuerpauschalierungen von 2 % bzw. von 20 % bei den geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen (Minijobs) sind nicht von einem Höchstbetrag für einen Stundenlohn abhängig. Der durchschnittliche Stundenlohn von 19 € (ab 01.01.2023) gilt insoweit nicht (§ 40a Abs. 4 EStG). Ab einem Arbeitsentgelt in Höhe der Geringfügigkeitsgrenze + 0,01 € (2024: 538,01 €) ist zwingend eine individuelle Besteuerung vorzunehmen. Eine Pauschalierung ist nicht möglich.

Überblick

	ausschließliche geringfügige Beschäftigung in Privathaushalt und Monatslohn übersteigt regelmäßig nicht die Geringfügigkeitsgrenze (§ 8a SGB IV)
	oder
	geringfügige, auf Dauer angeleg​te Hauptbeschäftigung bzw. geringfügige Nebenbeschäftigung und Monatslohn übersteigt regelmäßig nicht die Geringfügigkeitsgrenze (§ 8 Abs.1 Nr. 1 SGB IV)





	Der Arbeitgeber führt pauschale Arbeitgeberbeiträge ab (§ 8a SGB IV: 
RV 5 %, KV 5 %, insgesamt 10 %).
	
	Der Arbeitgeber führt pauschale Arbeitgeberbeiträge ab (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV: RV 15 %, KV 13 %, insgesamt 28 %).



	
	· Der Arbeitgeber entrichtet zusätzlich die Lohnsteuer einschließlich Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer pauschal mit 2 % des Arbeitsentgelts (§ 40a Abs. 2 EStG).

· Alternativ ist eine individuelle Besteuerung möglich. Scheidet die 2-%-Pauschalierung aus, ist ggf. die Lohnsteuerpauschalierung mit 20 % möglich (§ 40a Abs. 2a EStG).
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